
 De-

legation der Europäischen Union bei den Vereinten Nationen, gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Geschäfts-

ordnung zur Teilnahme einzuladen. 

 Auf derselben Sitzung gab die Präsidentschaft im Anschluss an Konsultationen unter den Mitgliedern 

des Sicherheitsrats im Namen des Rates die folgende Erklärung ab210: 

 Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Unterstützung für die Regierung Afghanistans und fordert die 

intitischen Institutionen zur Zusammenarbeit auf, um eine von Frieden und Wohlstand geprägte Zu-

kunft für das Volk Afghanistans herbeizuführen. 

 Der Rat bekundet erneut seine Besorgnis über die Sicherheitslage in Afghanistan, seine Verurteilung 

der terroristischen Aktivitäten der Taliban, einschließlich des Haqqani-Netzwerks, sowie Al-Qaidas, der 

Unterorganisationen der Organisation Islamischer Staat in Irak und der Levante (Daesh) und anderer 

illegaler bewaffneter Gruppen und seine Unterstützung für die Regierung Afghanistans und insbeson-
dere die afghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte bei ihrer Aufgabe der Sicherung 

ihres Landes und bei ihrem Kampf gegen Terrorismus und gewalttätigen Extremismus. 

 Der Rat bekräftigt seine Unterstützung für einen unter afghanischer Führungs- und Eigenverantwor-

tung stattfindenden Friedens- und Aussöhnungsprozess mit dem Ziel der Herbeiführung dauerhaften 

Friedens und dauerhafter Stabilität in Afghanistan und fordert alle nationalen, regionalen und internatio-

nalen Akteure auf, in dieser Hinsicht zusammenzuarbeiten. 

 Dertoffen und gestützt auf Rechtsstaatlichkeit, gestärkte demokratische Institutionen und die Gewährleis-

tung und Durchsetzung staatsbürgerlicher Rechte und Pflichten. 

 Auf seiner 7844. Sitzung am 19. Dezember 2016 beschloss der Rat, die Vertreter Afghanistans, Austra-

liens, Deutschlands, Indiens, Irans (Islamische Republik), Italiens, Kanadas, Kasachstans, der Niederlande, 

_______________ 
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